
Suchergebnisse: Ausgrenzung

21. April 1826 – Die Synagoge in der Westenriederstraße wird eingeweiht

München-Angerviertel * König Ludwig I. und Königin Therese nehmen an der Einweihung der

Münchner Synagoge in der Theaterstraße teil. Auch höchste Hof- und Staatsbeamte nehmen an

der Zeremonie teil und machen die Einweihung zu einem außergewöhnlichen gesellschaftlichen

Ereignis. Der klassizistische Synagogenbau hat 160 Männer- und Frauenplätze.   Mit der

Eröffnung des Gotteshauses erreicht die jüdische Gemeinde nach Jahrhunderten der

Rechtlosigkeit, Ausgrenzung und Verfolgung eine erste wichtige Etappe auf dem langen Weg zur

angestrebten Gleichstellung mit den christlichen Bürgerinnen und Bürgern Münchens.   Trotz

dieses Fortschritts gelten Juden weiterhin nicht als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft.

Sie unterliegen nach wie vor zahlreichen Einschränkungen – etwa im Berufsleben oder durch

Niederlassungsbeschränkungen für ihre Kinder. Zudem werden sie von den staatlichen Behörden

misstrauisch beobachtet und von vielen Mitbürgern noch immer als fremd und unerwünscht

wahrgenommen.  Das Ereignis des Tages führt auch dazu, dass die israelitische Gemeine an

hundert christliche Mitbürger je zwei Pfund Fleisch, zwei Mass Bier und Brot spendet. 

Oktober 1893 – Organisierter Boykott jüdischer Geschäfte 

München * Der Antisemitismus in München nimmt eine neue Dimension an. Das antisemitische

„Deutsche Volksblatt“ veröffentlicht eine Liste jüdischer Geschäftsinhaber der Stadt und

unterstützt damit die Parole „Kauft nicht bei Juden“. Ziel der Kampagne ist es, christliche Kunden

zum Boykott jüdischer Geschäfte zu bewegen.   Die Aktion verdeutlicht, dass antisemitische

Ausgrenzung in München bereits Jahrzehnte vor der NS-Herrschaft organisiert und öffentlich

propagiert wird.

30. Januar 1933 – Beginn der nationalsozialistischen Verfolgung 

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar

1933 beginnt für die jüdische Bevölkerung Deutschlands eine neue Phase der Ausgrenzung und

Verfolgung. Antisemitische Diskriminierung, die bereits zuvor das öffentliche Leben prägt, wird

nun zur staatlichen Politik. In den folgenden Jahren werden jüdische Bürger systematisch

entrechtet, aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben verdrängt und zunehmend
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Gewalt und Terror ausgesetzt.   Auch für die Münchner Juden verschärft sich die Lage rasch. Die

nationalsozialistische Machtübernahme markiert den Beginn einer Entwicklung, die über

Entrechtung, Enteignung und Verfolgung schließlich in Deportation und Ermordung mündet.

3. April 1933 – Die Herkunft der Cenovis-Werke wird hinterfragt

Gießen - München * Die Universitäts-Klinik Gießen richtet eine Anfrage an die Industrie- und

Handelskammer München und erkundigt sich, ob die Cenovis-Werke eine „christliche Firma“

seien. Die Anfrage steht im Zusammenhang mit den politischen und gesellschaftlichen

Veränderungen nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten, als die Herkunft und religiöse

Zugehörigkeit von Unternehmern und Unternehmen zunehmend Gegenstand von Nachfragen

und Ausgrenzung werden. 

23. September 1933 – Antrag auf Umbenennung der Schüleinstraße in Berg am Laim

München-Berg am Laim • Der NSDAP-Stadtrat W. Holzwarth stellt den Antrag auf Umbenennung

der Schüleinstraße und des Schüleinplatzes in Berg am Laim. In seiner Begründung gibt er an,

dass der „Kommerzienrat Joseph Schülein keine besonderen Verdienste, weder in sozialer

Hinsicht, noch um die Stadtgemeinde München im Besonderen, nachgewiesen werden können“

und aus diesem Grund „keine Veranlassung besteht, dass in einem nationalsozialistischen Staate

eine Strasse und ein Platz nach einem Juden benannt werden.   Schülein war Hauptaktionär und

Aufsichtsrat-Vorsitzender der Löwenbrauerei und bei seinem nicht unbeträchtlichen Einkommen

und grossem Vermögen, dürfte es wohl nicht als besonderes Verdienst anzurechnen sein, wenn

er von diesen Geldern wieder einen kleinen Bruchteil der Allgemeinheit für bestimmte Zwecke zur

Verfügung stellte. [...]   Ausserdem hat meines Wissens gerade Schülein dafür gesorgt, dass der

grösste Teil der Landbrauereien Bayerns [mehrere 1.000 Betriebe] durch die Löwenbrauerei

aufgekauft wurden. Sämtliche aufgekauften Betriebe wurden sofort geschlossen, wodurch die in

Bayern blühende Land-Bier-Industrie vollständig vernichtet wurde. Die daraus sowohl für die

einschlägige Industrie und das Handwerk, als auch für den Arbeitslosenmarkt entstandenen und

zugefügten Schäden sind gar nicht zu übersehen.“   23. September 1933: Antrag auf

Umbenennung von Schüleinstraße und Schüleinplatz  München-Berg am Laim * Der

NSDAP-Stadtrat W. Holzwarth stellt den Antrag auf Umbenennung der Schüleinstraße und des

Schüleinplatzes in Berg am Laim. In seiner Begründung gibt er an, dass der „Kommerzienrat

Joseph Schülein keine besonderen Verdienste, weder in sozialer Hinsicht, noch um die

Stadtgemeinde München im Besonderen, nachgewiesen werden können“ und aus diesem Grund

„keine Veranlassung besteht, dass in einem nationalsozialistischen Staate eine Strasse und ein
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Platz nach einem Juden benannt werden. Schülein war Hauptaktionär und

Aufsichtsrat-Vorsitzender der Löwenbrauerei und bei seinem nicht unbeträchtlichen Einkommen

und grossem Vermögen, dürfte es wohl nicht als besonderes Verdienst anzurechnen sein, wenn

er von diesen Geldern wieder einen kleinen Bruchteil der Allgemeinheit für bestimmte Zwecke zur

Verfügung stellte. [...] Ausserdem hat meines Wissens gerade Schülein dafür gesorgt, dass der

grösste Teil der Landbrauereien Bayerns [mehrere 1.000 Betriebe] durch die Löwenbrauerei

aufgekauft wurden. Sämtliche aufgekauften Betriebe wurden sofort geschlossen, wodurch die in

Bayern blühende Land-Bier-Industrie vollständig vernichtet wurde. Die daraus sowohl für die

einschlägige Industrie und das Handwerk, als auch für den Arbeitslosenmarkt entstandenen und

zugefügten Schäden sind gar nicht zu übersehen.“   Der Antrag steht im Zusammenhang mit der

nationalsozialistischen Politik, jüdische Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben und dem

Stadtbild zu verdrängen. Er markiert einen weiteren Schritt der systematischen Ausgrenzung und

Diskriminierung der Familie Schülein nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten.

Februar 1937 – Die Eigentümerstruktur der Cenovis-Werke wird verändert

München-Au * Der Anteil der in jüdischem Besitz befindlichen Geschäftsanteile an den

Cenovis-Werken wird auf 48,47 Prozent reduziert. Mit dieser Veränderung der Eigentümerstruktur

erreicht das Unternehmen zunächst die Einstufung als nichtjüdischer Betrieb.  Die Maßnahme

erfolgt vor dem Hintergrund der zunehmenden wirtschaftlichen Ausgrenzung jüdischer

Unternehmer im nationalsozialistischen Deutschland. 

5. September 1937 – Letztes Jubiläum der Hauptsynagoge 

München-Kreuzviertel * Die Israelitische Kultusgemeinde München begeht den 50. Jahrestag der

Einweihung der Hauptsynagoge an der Herzog-Max-Straße. Damit jährt sich die feierliche

Eröffnung des Gotteshauses von 1887 zum letzten Mal.   Die bei der Einweihung geäußerte

Hoffnung, die Synagoge möge „vor widrigen Schicksalen bewahrt bis in ferne Jahrhunderte

übergehen“, erfüllt sich nicht. Bereits wenige Monate später wird das Gebäude auf Anordnung

des NS-Regimes abgebrochen. Offiziell erfolgt die Maßnahme aus „städtebaulichen und

verkehrstechnischen Gründen“, tatsächlich wird die Hauptsynagoge als erste Synagoge

Deutschlands gezielt von den Nationalsozialisten zerstört. Ihr Abriss markiert einen weiteren

Schritt der systematischen Ausgrenzung und Verfolgung der jüdischen Bevölkerung.
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